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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 

— Immunitätsangelegenheiten — 

betr: a) Aufhebung der Immunität von Abgeordneten bei 
Verkehrsdelikten und Bagatellsachen 

b) Ermächtigung gemäß § 197 StGB 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Dittrich 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung hat sich in seiner Sitzung vom | 
26. Januar 1966 mit den Grundsätzen in Immunitäts- ■ 
angelegenheiten befaßt. j 

Der Ausschuß vertritt die Auffassung, daß die ^ 
Grundsätze nicht Bestandteil der Geschäftsordnung ^ 
sind, die in der 1. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages übernommen wurde. Der Ausschuß hat aus f 
diesem Grunde beschlossen, die Grundsätze in Im- 


Bonn, den 27. 


munitätsangelegenheiten und in Fällen der Ermäch- 
tigung gemäß § 197 StGB, die in der vorangegange- 
nen Wahlperiode Geltung hatten, zu übernehmen. 

Da in den Fällen des vereinfachten Verfahrens bei 
Verkehrsdelikten und Bagatellsachen sowie bei der 
Erteilung der Ermächtigung zur Strafverfolgung 
eine Beschlußfassung des Bundestages erforderlich 
ist, schlägt der Ausschuß die Annahme des nach- 
folgenden Antrages vor. 


Januar 1966 


Dr. Dittrich 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle für das Verfahren zur Auf- 
hebung der Immunität bei Verkehrsdelikten und 
Bagatellsachen sowie bei Erteilung der Ermächti- 
gung zur Strafverfolgung beschließen; 

a) Zur Vereinfachung des Geschäftsganges ist der 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Ge- 
schäftsordnung beauftragt, bei allen Fällen von 
Verkehrsdelikten eine Vorentscheidung über die 
Aufhebung der Immunität zu treffen, wenn min- 
destens zwei Drittel der stimmberechtigten Mit- 
glieder des Ausschusses sich für den Beschluß 
entscheiden. 

Im Wege der Vorentscheidung kann auch über 
die Strafvollstreckung entschieden werden, so- 
weit nicht auf eine höhere Freiheitsstrafe als 
drei Monate erkannt wurde oder bei einer Ge- 
samtstrafenbildung (§§ 74, 79 StGB, § 460 StPO) 


keine der erkannten Einzelstrafen drei Monate 
übersteigt. 

Die Beschlüsse des Ausschusses werden dem 
Bundestag durch den Präsidenten schriftlich mit- 
geteilt, ohne auf die Tagesordnung gesetzt zu 
werden. Sie gelten als Entscheidung des Bundes- 
tages, wenn innerhalb von sieben Tagen nach 
Mitteilung kein Widerspruch erfolgt. 

b) Fälle, die nach Auffassung des Ausschusses für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
als Bagatellangelegenheiten zu betrachten sind, 
können bezüglich der Genehmigung zur Straf- 
verfolgung im Wege der Vorentscheidung wie 
bei den Verkehrsdelikten behandelt werden. 

c) Die Ermächtigung zur Strafverfolgung gemäß 
§ 197 Satz 2 StGB bei Beleidigungen des Bundes- 
tages kann im Wege der Vorentscheidung wie 
bei den Verkehrsdelikten erteilt werden. 


Bonn, den 27. Januar 1966 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung 

Dr. Schäfer Dr. Dittrich 

Vorsitzender Berichterstatter 


angenommen in der 17. Plenarsitzung am 27. Januar 1966 
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